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liEBE kollEginnEn, 
liEBE kollEgEn, 

wann dürfen sie für eine Beratungsleistung im 
Krankenhaus eine Vergütung erhalten? Ist es 
erlaubt, dass Ihnen ein Pharmahersteller die 
Reisekosten zu einer wissenschaftlichen tagung 
fi nanziert? für die zusammenarbeit von Vertrags-
ärzten miteinander sowie mit Krankenhäusern, 
anbietern von heil- und hilfsmitteln oder der 
Pharmaindustrie gibt es klare Regeln: sowohl 
das ärztliche Berufsrecht als auch das sozial-
recht enthalten dazu eine Vielzahl von Vorgaben. 
so ist es Ihnen zum Beispiel untersagt, für die 
zuweisung von Patienten oder die Verordnung 
von arznei- oder heilmitteln geld zu verlangen. 

es ist wichtig, dass sie als Vertragsarzt diese Re-
geln kennen und in Ihrer täglichen arbeit berück-
sichtigen. schnell könnten sie in den Verdacht der 
Korruption geraten. es können folgen drohen, die 
sie die zulassung als Vertragsarzt kosten.

In dieser Broschüre haben wir für sie die wich-
tigsten Rechtsvorschriften zusammengestellt und 
erläutert. anhand zahlreicher Praxisbeispiele wird 
deutlich, welche art der zusammenarbeit zulässig 
und welche unzulässig ist. dies soll Ihnen helfen, 
zulässige und geeignete formen der zusammen-
arbeit zu wählen.

dr. andrEas köhlEr   
Vorsitzender des Vorstandes der 
Kassenärztlichen Bundesvereinigung
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Entscheidung des 
BundesgerichtsHofes  
löst neue Diskussion aus 

Trotz der Fülle von Anti-Korruptions-
Vorschriften erwägt die Politik, einen 
neuen Strafrechtsbestand für Vertrags-
ärzte einzuführen, um noch strenger 
gegen Bestechlichkeit vorgehen zu 
können. Hintergrund ist das Urteil 
des Bundesgerichtshofes (BGH) vom 
29. März 2012, wonach Vertragsärzte, 
die von der Pharmaindustrie Geschenke 
als Gegenleistung für die Verordnung 
von Medikamenten annehmen, nicht 
strafrechtlich verfolgt werden können. 
Der Strafbestand der Bestechlichkeit 
wäre nur dann erfüllt, wenn es sich beim 
niedergelassenen Arzt um einen Amts-
träger oder Beauftragten der gesetzlichen 
Krankenkassen handeln würde, begrün-
dete das Gericht seine Entscheidung. 

Als das Urteil im Juni 2012 verkündet 
wurde, war die Empörung in der 

Öffentlichkeit groß. Die Medien titelten, 
dass Ärzte sich weiter bestechen lassen 
dürften, und die Politik, voran die SPD-
Fraktion, forderte einen neuen Straf-
rechtsbestand im Sozialgesetzbuch V. 
Dabei wurde völlig verkannt, dass der 
BGH lediglich klargestellt hat, dass 
Vertragsärzte keine Amtsträger und 
keine Beauftragten der Krankenkassen 
sind. Strafrechtliche Regelungen zur 
Bestechlichkeit im Amt beziehungsweise 
zum geschäftlichen Verkehr könnten 
folglich nicht zur Anwendung kommen. 

Bereits im November 2010 hat die SPD-
Fraktion im Deutschen Bundestag einen 
Antrag mit dem Ziel „Korruption im 
Gesundheitswesen wirksam bekämpfen“ 
eingebracht.  Die Bundesregierung wurde 
aufgefordert, „durch ergänzende Rege-
lungen im Strafgesetzbuch sicherzustel-
len, dass Korruptionshandlungen nieder-
gelassener Vertragsärzte Straftatbestände 
darstellen“ sowie „einen besonderen, 
auf sozialversicherungsrechtliche Sach-

verhalte abzielenden Straftatbestand 
zu schaffen, der neben dem Vermögen 
die besondere Stellung der gesetzlichen 
Krankenversicherung und der Patientin-
nen und Patienten schützt“. Der Antrag 
wurde in der Plenarsitzung des Deut-
schen Bundestages noch nicht behandelt.

Bestehende Verbote 
und Regelungen sind 
ausreichend 

Nach Ansicht der Kassenärztlichen 
Bundesvereinigung ist ein strafrecht-
licher Sonderbestand im Sozialrecht 
überflüssig, da bereits ein ausreichender 
Rechtsrahmen besteht. Sowohl das 
Berufsrecht als auch das Sozialrecht 
enthalten Regelungen, um verbotene 
Zusammenarbeit im Gesundheitswesen 
wirksam zu bekämpfen. Was diese 
Regelungen im Praxisalltag bedeuten 
und was dahintersteckt, wird auf den 
folgenden Seiten erläutert. 

Eine enge Kooperation von niedergelassenen Ärzten, Krankenhäu-

sern, Physiotherapeuten oder Apothekern ist nicht nur wünschens-

wert. In vielen Fällen ist sie für den Behandlungserfolg unerlässlich. 

Doch wie weit darf diese Zusammenarbeit gehen, um nicht in den  

Verdacht der Korruption zu geraten? Dafür gibt es klare Regeln:  

Sowohl im Berufsrecht als auch im Sozialrecht ist vorgeschrieben, 

was zulässig und was unzulässig ist. So ist es Vertragsärzten unter- 

sagt, für die Zuweisung von Patienten oder die Verordnung von 

Arznei- oder Heilmitteln Geld zu verlangen. Bei einem Verstoß drohen 

Sanktionen. Diese reichen von einer Verwarnung bis zum Entzug der 

Zulassung. In schweren Betrugsfällen kann nach dem Strafgesetz-

buch auch eine mehrjährige Freiheitsstrafe die Folge sein.
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2   KBV PraxisWissen / Richtig kooperieren

Beispiele aus der Praxis

Prinzipien zur Zielerreichung 

Bei allen Kooperationen, die Ärzte ein-
gehen möchten, gilt grundsätzlich als 
oberste Handlungsmaxime: Das Patien-
tenwohl und die Wahrung der ärztlichen 
Unabhängigkeit müssen gesichert sein. 

	 Äquivalenz von Leistung 
und Gegenleistung
Die ärztliche Leistung und die dafür 
erbrachte Gegenleistung sollten in einem 
angemessenen Verhältnis stehen. Dies 
soll gewährleisten, dass es sich bei Zah-
lungen – beispielsweise der Industrie –  
an Ärzte ausschließlich um das Entgelt 
für die Erfüllung von Verträgen handelt, 
die allein ärztliche Leistungen zum Inhalt 
haben und nicht die Verordnungs- oder 
Therapieentscheidung beeinflussen. 

Gerade bei der Frage, ob die Vergütung 
angemessen ist, kann es aber zu Ab-
grenzungsschwierigkeiten kommen. 
Bei Zweifeln empfiehlt es sich, die zu-
ständige Kassenärztliche Vereinigung 
(KV) beziehungsweise Ärztekammer 
einzubeziehen.

	 Trennung von ärztlicher 
Leistung und Zuwendung
Zuwendungen an Ärzte dürfen nicht in 
Abhängigkeit  vom Kauf von Waren, 
Verordnungs- oder Therapieverhalten 
erfolgen. Entgeltliche oder unentgeltliche 
Leistungen sind demnach unzulässig, 
wenn dadurch die medizinische oder 
therapeutische Entscheidung des 
Arztes beeinflusst werden soll.

	 Transparenz der 
Finanzflüsse 
Verträge über die Zusammenarbeit 
mit der Industrie sollten grundsätzlich 
der zuständigen KV oder Ärztekammer 
vorgelegt werden.

	 Dokumentation aller 
Formen der Zusammenarbeit
Kooperationsvereinbarungen sollten 
schriftlich und vollständig dokumentiert 
werden. So können ordnungsgemäß 
vollzogene und rechtlich nicht zu bean-
standende Geschäftsverbindungen 
jederzeit nachvollzogen werden.



	 zulässig

Beispiel A: Die Krankenkassen 
haben mit einer Kassenärztlichen 
Vereinigung vereinbart, Sprechstun-
denbedarf mit einer Pauschale zu 
vergüten. Erhält der Arzt den 
Sprechstundenbedarf durch ent-
sprechende Rabatte aber günstiger, 
darf er den Gewinn behalten, ohne 
gegen das vertragsarztrechtliche 
beziehungsweise berufsrechtliche 
Zuwendungsverbot zu verstoßen.

Beispiel B: Die Bildung von Teil-
berufsausübungsgemeinschaften 
zur Übernahme spezifischer, auf die 
Durchführung bestimmter Leistungen 
bezogener Leistungsaufträge – bei-
spielsweise zwischen Kinderarzt 
und Neurologen – ist zulässig.

	 Unzulässig

Beispiel A: Der überweisende Arzt 
erhält eine Prämie im Sinne von 
„Kundenpflege“. Dies ist der klassi-
sche Fall verbotener Zuweisung.

Beispiel b: Laborärzte bieten Labor-
untersuchungen, die niedergelassene 
Ärzte selbst durchführen dürfen
(sogenanntes Basislabor), unter 
Selbstkostenpreis an und veranlassen 
dadurch die niedergelassen Ärzte, 
ihnen Patienten für Laboruntersu-
chungen zu überweisen, die Labor-
ärzten vorbehalten sind (sogenanntes 
Speziallabor). In diesem Fall liegt 
ein Verstoß gegen das Verbot der 
Zuweisung gegen Entgelt vor. 

WEitere Unzulässigkeiten: 

	 die Verabredung einer systemati-
schen gegenseitigen Patientenzuwei-
sung in einer Praxisgemeinschaft

	 die Bildung von Teilberufsaus-
übungsgemeinschaften, die nicht 
einem gemeinsamen Behandlungs-
auftrag dienen

	 die Gründung von Teilberufsaus-
übungsgemeinschaften, wenn sich 
der Beitrag eines Arztes auf das 
Durchführen medizinisch-techni-
scher Leistungen (Labor, Radiologie, 
Pathologie) beschränkt

	 die Gründung von Teilberufsaus-
übungsgemeinschaften, wenn der 
Gewinn nicht der persönlich 
erbrachten Leistung entspricht

Vertragsärzte dürfen sich für die Zuweisung 
von Versicherten kein Entgelt oder sonstige 
wirtschaftliche Vorteile versprechen oder 
gewähren lassen oder selbst versprechen 
oder gewähren. Dieser Grundsatz ist auch 
bei der beruflichen Kooperation unter Ver-
tragsärzten zu beachten, insbesondere bei 
der Teilberufsausübungsgemeinschaft.
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1. Zusammenarbeit von Vertragsärzten

Die im Folgenden aufgeführten Fälle 
stellen eine beispielhafte Übersicht 
der zulässigen und unzulässigen 
Zusammenarbeit dar. Sie sind nicht 
abschließend. Neben den genannten 
Beispielen gibt es noch weitere zahl-
reiche Konstellationen, die eine unzu-
lässige Zusammenarbeit von Vertrags-
partnern und Dritten darstellen.



	 zulässig

Beispiel A: Ein Patient erscheint 
mit einem gebrochenen Arm in der 
Vertragsarztpraxis und erhält vom 
Arzt eine Schiene, um den Arm ruhig 
zu stellen. Die Abgabe der Schiene 
ist in diesem Fall zulässig, da dadurch 
weitere Schmerzen vermieden wer-
den und dies somit als Versorgung 
im Notfall anzusehen ist.

Beispiel B: Ein Vertragsarzt gibt 
regelmäßig unentgeltlich Arzneimit-
telmuster an seine Patienten weiter. 
Die Abgabe ist zulässig: Das Depot-
verbot bezieht sich darauf, dass ein 
Vertragsarzt die Versicherten nicht 
selbst aus eigenen Vorräten zu Lasten 
der Krankenkassen mit apotheken-
pflichtigen Arzneimitteln, Verband-
mitteln und Medizinprodukten ver-
sorgen darf, nachdem er sie selbst 
verordnet hat. Die Abgabe von Arz-
neimittelmustern oder Sprechstun-
denbedarf bleibt daher zulässig. 

ABER UNZULÄSSIG: die entgeltliche 
Abgabe von Arzneimittelmustern

	 Unzulässig

Beispiel A: Ein Vertragsarzt, der eine 
Schwerpunktpraxis für Diabetologie 
betreibt, weist seine Diabetespatienten 
bei Bedarf in die Handhabung der bei 
jedem Messvorgang benötigten Dia-
betesteststreifen ein. Er unterhält in 
seinen Praxisräumen ein Depot eines 
Sanitätshauses, in dem die Teststreifen 
vorgehalten werden, und bietet diese 
seinen Patienten an. Dies ist unzuläs-
sig. Darüber hinaus handelt der Ver-
tragsarzt auch berufsrechtswidrig, da 
die Aushändigung der Teststreifen an 
Patienten kein notwendiger Bestand-
teil der ärztlichen Therapie ist. Dies ist 
nur dann der Fall, wenn das Produkt 
die Abgabe durch den Arzt selbst 
erfordert, wie dies zum Beispiel in 
einem Notfall der Fall ist. Ferner ist 
es dem Arzt untersagt, die Teststreifen 
ohne hinreichenden Grund anstelle 
von Apotheken und Sanitätshäusern 
abzugeben.

Depotverbot 

Die Abgabe von Hilfsmitteln an Versicherte 
über Depots bei Vertragsärzten ist unzu-
lässig, es sei denn, es handelt sich um 
Hilfsmittel, die zur Versorgung in Notfällen 
benötigt werden.

2. Versorgung mit Heil- und Hilfsmitteln
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 unzulÄssig

BEisPiEl a: Ein HNO-Arzt versen-
det erstellte Hördiagramme und 
Abdrücke an den Hörgeräteakustiker. 
Das Unternehmen programmiert 
die Hörgeräte, fertigt die Ohrpass-
stücke an und schickt alles zurück 
in diese Praxis. Der Arzt händigt 
den Patienten Hörgeräte und Ohr-
passtücke in der Sprechstunde aus. 
Er erhält vom Akustikunternehmen 
ein Pauschalhonorar.

BEisPiEl B: Ein Augenarzt ermög-
licht einem Patienten, der nach dem 
Ergebnis der von ihm durchgeführten 
Untersuchung eine Brille benötigt, 
sich aus einem in der Praxis vorhan-
denen Bestand von Musterbrillenfas-
sungen eines bestimmten Augenop-
tikunternehmens ein Brillengestell 
auszusuchen. Anschließend teilt er 
dem Augenoptikunternehmen die 
augenärztliche Verordnung sowie 
die Werte der Pupillendistanz, des 

Hornhaut-Scheitel-Abstands und des 
Abstands zwischen Brillenscharnier 
und Ohrmuschel mit. Er vermittelt 
die Brillenlieferung des Augenoptik-
unternehmens an den Patienten und 
erhält eine Vergütung vom Augen-
optikerunternehmen.

BEtEiligungsVErBot 

Beim sogenannten verkürzten Versorgungs-
weg führt der verordnende Arzt Leistungen 
im Zusammenhang mit der Hilfsmittelver-
sorgung durch und erhält dadurch eine 
gesonderte Vergütung, etwa vom Hersteller 
der Hilfsmittel. Die Honorierung der  ärzt-
lichen Mitwirkung – auch für zusätzliche 
privatärztliche Leistungen bei der Hilfsmit-
telversorgung – ist nicht erlaubt.

 zulÄssig

BEisPiEl a: Eine Ausnahme von 
dem beschriebenen Verbot besteht, 
wenn zwischen Vertragsarzt und 
Krankenkassen eine Vereinbarung 
abgeschlossen wurde, die die Beteili-
gung des Arztes an der Versorgung 
mit Hilfsmitteln erlaubt. Im Rahmen 
dieser Vereinbarungen kann auch 
der verkürzte Versorgungsweg 
geregelt werden. Ein Anspruch auf 
Abschluss solcher Verträge für die 
Krankenkassen besteht aber nicht.
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  das unEntgEltlichE odEr VErBilligtE 
üBErlassEn Von gErÄtEn und matErialiEn 
und durchführEn Von schulungsmassnahmEn

BEisPiEl a: ein hörgeräteakustikunternehmen überlässt 
einem hno-arzt einen PC, der eine online-Verbindung 
mit dem unternehmen ermöglicht.

BEisPiEl B: ein medizintechnisches unternehmen 
verschafft einem arzt die Möglichkeit, ein großgerät 
kostenlos zu nutzen. 

BEisPiEl c: eine apparategemeinschaft, bei der der 
überweiser keine oder eine nur geringe Bareinlage zu 
leisten hat und kein wirtschaftliches Risiko trägt. 

  diE BErEitstEllung Von 
rÄumlichkEitEn odEr PErsonal 

BEisPiEl a: ein hörgeräteakustiker führt in der Praxis 
des hno-arztes unentgeltlich schulungsmaßnahmen 
für die von ihm programmierten hörgeräte durch. 
teilnehmer sind Patienten des arztes.

BEisPiEl B: ein hno-arzt überlässt einem hörgeräte-
akustiker in seiner arztpraxis gegen geringen Mietzins 
Räume und verweist mittels Beratungskarten Patienten 
an diesen hörgeräteakustiker. 

  diE BEtEiligung an dEn kostEn hiErfür 
sowiE EinkünftE aus BEtEiligungEn an 
untErnEhmEn, diE VErtragsÄrztE durch 
ihr  VErordnungs- und zuwEisungsVErhaltEn  
sElBst massgEBlich BEEinflussEn

BEisPiEl a: ein hno-arzt ist gesellschafter eines hör-
geräteakustikunternehmens und verweist Patienten 
regelmäßig an das unternehmen. die höhe der gewinn-
ausschüttung ist abhängig von der höhe der zuweisungen. 
um den Verstoß beurteilen zu können ist maßgeblich, ob 
die zuweisung der grund für den Vorteil des arztes ist. 
dies ist anzunehmen, wenn der fi nanzielle Vorteil eines 

wirtschaftlichE VortEilEzuwEndungsVErBot 

Sämtliche Zuwendungen in Form von Geld 
und sonstigen wirtschaftlichen Vorteilen 
bei der Versorgung mit Hilfsmitteln, aber 
auch bei der Versorgung mit Arznei- und 
Heilmitteln sind unzulässig.

 unzulÄssig

BEisPiEl a: Der Betreiber eines 
Sanitätshauses überlässt einzelnen 
Ärzten Rückenbandagen. Er zahlt 
ihnen für das Ausfüllen von Frage-
bögen zur Qualitätsbewertung der 
Bandagen und die Erstellung eines 
Endgutachtens eine Vergütung.

BEisPiEl B: Der Vertragsarzt nimmt 
eine Gegenleistung für die Vermitt-
lung von Schuheinlagen an. Die 
Entgegennahme einer Vergütung ist 
ein Entgelt für die Verordnung und 
den Vertrieb eines Hilfsmittels und 
damit unzulässig.

BEisPiEl c: Ein Vertreiber von 
Blutzuckermessgeräten führt eine 
Testaktion durch. Die Ärzte der teil-
nehmenden Patienten sind an einer 
Verlosung beteiligt. Die Gewinn-
chance auf eine  Reise mit Begleitung 
zu einem Ärztekongress nach Rom 
steigt mit jedem Patienten, der das 
Gerät nutzt. Durch diese Kopplung 
wird die Entscheidungsfreiheit des 
Arztes unangemessen beeinfl usst.

BEisPiEl d: Brillenanbieter zahlen 
an Augenärzte eine erfolgsabhängige 
pauschale Vermittlungsgebühr für 
die Unterstützung des Vertriebs von 
Brillen. Dies verstößt ebenfalls 
gegen das Verbot der Zuweisung 
gegen Entgelt.

unzulÄssig
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arztes unmittelbar von der zahl seiner zuweisungen 
oder dem damit erzielten umsatz abhängt. die mit der 
Beteiligung verbundenen Vermögensinteressen am 
gewinn können zwar einen anreiz für den arzt bieten, 
Patienten an das unternehmen zu verweisen. dies allein 
reicht allerdings für einen Verstoß nicht aus. erst wenn 
die zuweisung durch den einzelnen arzt die steigerung 
des umsatzes beeinfl ussen kann, liegt ein rechtswidri-
ges Verhalten vor.

BEisPiEl B: ein onkologisch tätiger arzt besitzt 
eine Kapitalbeteiligung an einer herstellungsbetriebs-
gmbh, die zytostatika zubereitet. die höhe seines 
gewinns richtet sich nach der höhe seines anteils. 
Bei der mittelbaren Beteiligung am erfolg eines 
unternehmens – vor allem über allgemeine gewinn-
ausschüttungen – besteht zwar ein zusammenhang 
zwischen der veranlassten leistung und dem wirt-
schaftlichen erfolg. dieser ist jedoch ein erfolg der 
gesellschaft und kommt allen weiteren erfolgsberech-
tigten zugute. eine solche Beteiligung ist dann recht-
lich bedenklich, wenn der gewinn beziehungsweise 
die Rendite personenbezogen umsatzabhängig ist, das 
heißt, wenn der arzt als zuweiser oder Verordner direkt 
und unmittelbar den Wert seines Kapitalanteils steuert 
und damit sein Kapitalertrag einen Provisionscharakter 
erhält. ob dies der fall ist, hängt grundsätzlich vom 
gesamtumsatz des unternehmens, den anteilen der 
zuweisungen des arztes sowie der höhe der Beteiligung 
ab. ob eine mittelbare Beteiligung unzulässig ist, ergibt 
sich daher schon aus der gesamthöhe der Vorteile, die 
dem arzt aus der Beteiligung zufl ießen – sofern dies in 
„spürbarer Weise“ von seinem eigenen Verweisungs-
verhalten beeinfl usst wird. nicht zu beanstanden sind 
dagegen Modelle wie der vorliegende fall, bei denen 
die förderung des gesamtunternehmens und damit 
die teilhabe am gesamtgewinn vereinbart werden, wie 
bei jeden anderen Kapitalanleger auch.

BEisPiEl c: die Beteiligung eines arztes an einer gbR, 
die anteile an einer labormedizin-gmbh hat, ist unzuläs-
sig, wenn sich die gewinnzuteilung an den laboraufträ-
gen ausrichtet.

BEisPiEl d: der Pachtvertrag mit einer gmbh über eine 
vollständig eingerichtete arztpraxis in einem „hotelsa-
natorium“ enthält die Verpfl ichtung des arztes zur 
möglichst umfassenden therapie und Verordnung der 
angebote des sanatoriums. darüber hinaus sieht die Ver-
einbarung eine gewinnbeteiligung des sanatoriums an 
der umsatzabhängigen Pachtzinszahlung vor. ein solcher 
Pachtvertrag mit der Verpfl ichtung, für die eigenen Pati-
enten „eine möglichst umfassende therapie“ vorzusehen 
und ihnen die angebote des sanatoriums im möglichst 
großen umfang zu verordnen, ist mit der unabhängigkeit 
und eigenverantwortlichkeit der ärztlichen Berufsaus-
übung unvereinbar.

aBEr zulÄssig: ein arzt besitzt einige aktien der Bayer 
ag und verordnet regelmäßig arzneimittel des unter-
nehmens. das Verordnungsverhalten des arztes wird 
die umsatzsteigerung des Pharmaunternehmens nicht 
beeinfl ussen können, daher liegt hier kein Verstoß vor.
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anwEndungsBEoBachtungEn

Bei Anwendungsbeobachtungen wird 
die konkrete Wirkung eines Arzneimittels 
in alltäglichen Behandlungssituationen 
untersucht. Verträge über Anwendungsbe-
obachtungen enthalten eine Vereinbarung 
über eine bestimmte Vergütung der ärzt-
lichen Tätigkeit. Die Problematik solcher 
vergüteten Anwendungsbeobachtungen 
liegt in dem Verdacht der Einfl ussnahme 
der Industrie auf das Verordnungsverhal-
ten des Arztes.

3. sPonsoring durch industriE

 unzulÄssig

BEisPiEl a: Ein Pharmaunternehmen 
führt eine Anwendungsbeobachtung 
zu einem bestimmten Arzneimittel 
durch und schließt zu diesem Zweck 
mit den Ärzten, die an der Anwen-
dungsbeobachtung teilnehmen, eine 
Vereinbarung. Diese beinhaltet, dass 
der Arzt für jeden vollständig ausge-
füllten Dokumentationsbogen eine 
Aufwandsentschädigung erhält. Die 
Aufwandsentschädigung kann nach 
Wahl des Arztes unterschiedlich aus-
gestaltet sein. Grundsätzlich erhält der 
Arzt für jeden Dokumentationsbogen 
eine Entschädigung in Höhe von 40 
Euro. Alternativ kann der Arzt seine 
Aufwandsentschädigung selbst wählen: 
Für sieben ausgefüllte Patienten-Do-
kumentationsbögen kann er einen 
Flachbildschirm 17 Zoll, einen DVD-
Rekorder oder einen Pocket-PC, für 
14 Patienten-Dokumentationsbögen 
einen Laptop oder einen Pocket-PC 
mit Navigationssystem und für 20 
Patienten-Dokumentationsbögen 
einen Beamer erhalten. 

Das Verhalten des Pharmaunterneh-
mens, aber auch die Annahme durch 
den Arzt sind rechtswidrig. Durch 
diese Art der Honorierung wird der 
Anreiz gesetzt, gewisse Zielvorgaben 
zu erreichen, um die Elektronikgeräte 
zu erhalten. Dies wirkt sich sowohl 
zum Nachteil der Patienten als auch 
zum Nachteil der Mitbewerber aus. 
Denn ohne diese sachfremde Moti-
vation hätte sich der Arzt möglicher-
weise für ein anderes Arzneimittel 
entschieden.

BEisPiEl B: Eine Vereinbarung über 
eine Anwendungsbeobachtung, die 
vom teilnehmenden Arzt eine Ein- 
bzw. Umstellung auf ein anderes 
Präparat fordert, ist unzulässig, da 
sie den Arzt in seiner Verordnungs-
freiheit verletzt. 

Unzulässig ist, wenn die von Pharma-
unternehmen geleistete Vergütung 
nicht der vom Vertragspartner 
erbrachten Leistung entspricht.



KBV PraxisWissen / Richtig kooperieren   9

Teilnahme an wissenschaftlichen Fortbildungsveranstaltungen

	 Unzulässig

	 die Übernahme von Übernach-
tungskosten für „Verlängerungstage“

	 die Übernahme der Kosten für 
ein „Luxushotel“

	 die Reisekostenübernahme für 
Begleitpersonen 

	 die Übernahme der Kosten für 
ein Rahmenprogramm

	 die Annahme geldwerter Vorteile, 
wenn der Zweck der Fortbildung nicht 
im Vordergrund steht (zum Beispiel 
wenn nur ein geringer Anteil des zeit-
lichen Rahmens für die Fortbildung 
eingeplant ist)

	 ein Honorar für den Arzt bei Teil-
nahme an einer Fortbildungsveranstal-
tung, die sich ausschließlich mit der 
Anwendung eines bestimmten Arznei-
mittels befasst

	 die Abgabe von Fachbüchern  
auf Fortbildungsveranstaltungen 
(Ausnahme: Das Fachbuch beinhaltet 
ausschließlich die Thematik der 
Fortbildungsveranstaltung)

	 eine Fortbildungsveranstaltung  
in einem attraktiven Freizeit-/Erho-
lungsgebiet, mit Hinweis darauf in 
den Einladungsunterlagen

	 Produktwerbung in anerkannten 
Online-Fortbildungsmodulen durch 
Banner, Pop-ups etc.

	 die Verlinkung von Fortbildungsmo-
dulen mit kommerziellen Anbietern

Um der Pflicht zur fachlichen Fort-
bildung für Vertragsärzte (gemäß 
Paragraf 95d SGB V) nachkommen 
zu können, müssen die Fortbildungs-
inhalte frei von wirtschaftlichen 
Interessen sein. 

Dies ist insbesondere dann nicht 
der Fall, wenn ein Unternehmen der 
pharmazeutischen Industrie, ein 
Medizinproduktehersteller, ein Un-
ternehmen vergleichbarer Art oder 
eine Vereinigung solcher Unterneh-
men eine produktbezogene Informa-
tionsveranstaltung durchführt oder 
den Teilnehmern entsprechende Mit-
tel zuwendet. Mit der Teilnahme an 
einer Veranstaltung, die ein produkt-
bezogenes Sponsoring darstellt, kann 
also der Vertragsarzt seiner Fortbil-
dungspflicht nicht genügen: Die Fort-
bildung muss ausschließlich fachliche 
Themen behandeln.

	 zulässig

	 die Übernahme der Kosten für 
das Bahnticket oder Flugticket 
(Economy-Class)

	 die Übernahme von sonstigen 
Reisekosten (zum Beispiel öffent-
liche Verkehrsmittel, Taxifahrten) 

	 die Übernahme der für die 
Teilnahme an der Veranstaltung 
notwendigen Übernachtungskosten 
in angemessener Höhe

	 die Übernahme der Teilnahme-
gebühren

Ärzte dürfen geldwerte Vorteile für die 
Teilnahme an wissenschaftlichen oder 
berufsbezogenen Fortbildungsveranstaltun-
gen von Herstellern von Arznei-, Heil- und 
Hilfsmitteln sowie von Medizinprodukten 
annehmen, wenn diese eine angemes-
sene Höhe haben (Paragraf 32 Abs.2 der 
Musterberufsordnung). Unangemessen 
ist der gewährte Vorteil,  wenn er über die 
notwendigen Reisekosten und Tagungsge-
bühren hinausgeht.
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Sponsoring

	 kommerziell werbende Aussagen 
auf Einladungen und Programmhef-
ten werden eindeutig als Anzeigen 
kenntlich gemacht

	 der Sponsor darf keinen Einfluss 
auf Inhalt und Form der von ihm 
unterstützten Fortbildungsveranstal-
tung haben und er muss als Sponsor 
kenntlich gemacht werden

	 die Veranstaltung darf lediglich 
in Teilen und nicht vollständig von 
einem oder mehreren Sponsoren 
finanziert werden

	 es dürfen keine Beiträge für 
begleitende Unterhaltungsprogram-
me angenommen werden

	 der finanzielle Beitrag muss der 
Höhe nach angemessen sein

	 Unzulässig

	 eine finanzielle Unterstützung von 
Dienstjubiläumsfeiern, Betriebsaus-
flügen, Weihnachts- und Geburtstags-
feiern oder die Ausrichtung eines 
„Tags der offenen Tür“ durch die 
pharmazeutische Industrie

Sonstige Vertragliche 
Kooperationen

	 Unzulässig

	 ein Beratervertrag für absatzför-
dernde Verschreibungen, Empfeh-
lungen etc.

	 Studienverträge, denen keine 
reelle Gegenleistung gegenübersteht

	 die Bezahlung einer Aufwands-
entschädigung für die Befragung 
der Patienten zur Akzeptanz eines 
bestimmten Medikaments

	 zulässig

	 Referententätigkeiten, die im 
Rahmen von durch Pharmaunter-
nehmen organisierten Fortbildungs-
veranstaltungen von Ärzten über-
nommen werden, wenn sie hin-
sichtlich des Aufwandes und der 
Zeit angemessen honoriert werden

	 eine objektive Produktinforma-
tion bei Fortbildungsveranstaltun-
gen, wenn der Wirkstoff anstelle 
des Produktnamens genannt wird

	 zulässig

	 die Beiträge werden ausschließlich 
für die Finanzierung des wissen-
schaftlichen Programms ärztlicher 
Fortbildungsveranstaltungen und in 
angemessenen Umfang genutzt

	 das Sponsoring, dessen Bedingun-
gen und der Umfang werden bei der 
Ankündigung und Durchführung der 
Veranstaltung offengelegt

	 Art, Inhalt und Präsentation der 
Veranstaltung werden von dem 
ärztlichen Veranstalter vorgegeben 



 zulÄssig

BEisPiEl a: Das Krankenhaus 
holt sich zur Unterstützung bei der 
Behandlung eines Patienten einen 
Vertragsarzt zur Beratung. Der Arzt 
bekommt dafür vom Krankenhaus 
eine Vergütung. Das ist zulässig. 
Beratungsleistung und Vergütung 
müssen jedoch immer in einem 
angemessenen Verhältnis zueinan-
der stehen.

BEisPiEl B: Ein Vertragsarzt weist 
Patienten in ein Krankenhaus ein, 
um dann auf eigene Rechnung des 
Krankenhauses konsiliarische Tätig-
keiten durchzuführen.

Solange die Leistung und das Entgelt 
im äquivalenten Verhältnis stehen 
und der Vertragsarzt für die Zuwei-
sung keine über die Leistung hinaus-
gehende Vergütung erhält, ist das 
Vorgehen zulässig.

4. kooPErationEn zwischEn krankEnhaus und VErtragsarzt

konsiliararzt § 2 aBs. 2 satz 2 nR. 2 BundesPflegesatzVeRoRdnung und 
KRanKenhausentgeldgesetz

 unzulÄssig

BEisPiEl a: Das Krankenhaus zahlt 
einem zuweisenden Vertragsarzt 
eine Vergütung als sogenanntem 
Konsilararzt, auch wenn er keine 
entsprechende Leistung erbringt. 
Das ist unzulässig. Es handelt sich 
um eine „Scheinanstellung“ eines 
zuweisenden Vertragsarztes im 
Krankenhaus als Konsiliararzt und 
daher um eine Umgehung des Ver-
stoßes der Zuweisung gegen Entgelt.

In der Regel zieht ein Krankenhaus den 
Konsiliararzt zwecks ergänzender Erklärung 
einer medizinischen Fragestellung hinzu. 
Er unterstützt seinen ärztlichen Kolle-
gen, indem er ihn nach entsprechender 
Untersuchung des Patienten berät. Die 
konsiliarärztliche – beratende – Tätigkeit 
niedergelassener Ärzte für Krankenhäuser 
ist etabliert und zulässig. Sie betrifft in der 
Regel Fachgebiete, die am Krankenhaus 
nicht vertreten sind oder bei denen der 
Konsiliararzt in einem von Krankenhaussei-
te vorgehaltenen Fachgebiet als Spezialist 
eingesetzt wird. Der niedergelassene Arzt 
erhält für die von ihm erbrachten Konsile 
aufgrund eines bestehenden Konsiliararzt-
vertrages vom Krankenhaus die vereinbarte 
Vergütung. Das  Krankenhaus wiederum 
rechnet die erbrachten Behandlungsleis-
tungen gegenüber den Patienten oder 
den gesetzlichen Krankenkassen ab.  Der 
Konsiliararzt erbringt Leistungen für das 
Krankenhaus und wird dafür vom Kranken-
haus zulässigerweise vergütet.

Im Bereich der durch das Gesetz 
vorgesehenen Kooperationen 
zwischen Krankenhäusern und 
Vertragsärzten bedeutet das 
Verbot der Zuweisung gegen 
Entgelt Folgendes: Es muss 
gewährleistet sein, dass dem 
Vergütungsanspruch des Ver-
tragsarztes eine entsprechende 
Leistung gegenübersteht.
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Die Belegarzttätigkeit von Vertragsärz-
ten ist in den Paragrafen 121 SGB V und 
18 Krankenhausentgeldgesetz geregelt. 
Die Patienten, die der Belegarzt in das 
Krankenhaus einweist, werden auf der 
Grundlage eines mit dem Krankenhaus zu 
schließenden Belegarztvertrages grund-
sätzlich ausschließlich von diesem Arzt 
behandelt. Nach der klassischen Vergü-
tungsvariante werden die Leistungen des 
Krankenhauses als gesonderte Fallpauscha-
len für Belegabteilungen gegenüber den 
Krankenkassen abgerechnet. Der Belegarzt 
erhält die Vergütung für seine belegärztli-
chen Leistungen aus der vertragsärztlichen 
Gesamtvergütung. Alternativ können 
Krankenhäuser nach neuerer Rechtslage 
mit Belegärzten auch Honorarvereinba-
rungen für die belegärztlichen Leistungen 
schließen und gegenüber den Kranken-
kassen 80 Prozent der Fallpauschalen für 
Hauptabteilungen abrechnen. In diesem 
Fall treffen Krankenhaus und Belegarzt eine 
Vergütungsvereinbarung. Die belegärztliche 
Tätigkeit ist bereits gesetzlich im SGB V und 
dem Krankenhausentgeldgesetz vorgese-
hen, seit Jahrzehnten fester Bestandteil der 
Patientenversorgung und zulässig. 
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	 Unzulässig

Beispiel A: Mit einem Vertragsarzt 
wird ein Konsiliararztvertrag ge-
schlossen, der nicht nur die gelegent-
liche Beratung der Krankenhausärzte 
umfasst, sondern auch belegärztliche 
Tätigkeiten.

Dies ist unzulässig: Trotz der Be-
zeichnung als Konsiliararzt handelt 
es sich um einen Belegarzt. Die von 
den Vertragspartnern gewählte 
Benennung ist nicht entscheidend. 
Ohne die notwendige Anerkennung 
als Belegarzt nach Paragraf 40 BMV-Ä 
ist die Tätigkeit nicht als Belegarzt-
tätigkeit abrechenbar.

Beispiel B: Ein als Vertragsarzt 
zugelassener Facharzt für Kinderheil-
kunde vereinbart mit einem gynäko-
logischen Belegarzt eines Kranken-
hauses, dass die U2-Vorsorgeunter-
suchungen bei den Neugeborenen 
durch den Kinderarzt auf der Beleg-
station durchgeführt werden. Die 
Vorsorgeuntersuchungen werden 
dem Kinderarzt durch das Kranken-
haus vergütet.

Das Hinzuziehen eines anderen 
Vertragsarztes durch einen Belegarzt 
ist unzulässig, wenn das betreffende 
Fachgebiet am Krankenhaus vertre-
ten ist. Das ist schon dann der Fall, 
wenn ein einzelner Facharzt des 
betreffenden Gebietes im Kranken-
haus angestellt ist.

	 zulässig

Beispiel A: Ein Belegarzt behandelt 
einen Patienten im Krankenhaus 
unter Inanspruchnahme der hierfür 
bereitgestellten Dienste, Einrichtun-
gen und Mittel voll- oder teilstationär. 
Das ist zulässig.

Beispiel B: Aufgrund seiner beleg-
ärztlichen Tätigkeit erhält der Ver-
tragsarzt Entgelte für den ärztlichen 
Bereitschaftsdienst für Belegpatienten. 
Soweit die Entgelte der erbrachten 
Leistung entsprechend sind, ist dies 
zulässig.

Beispiel C: Aufgrund seiner beleg-
ärztlichen Tätigkeit erhält der Ver-
tragsarzt Entgelte für die von ihm 
veranlassten Leistungen nachgeord-
neter Ärzte des Krankenhauses, die 
bei der Behandlung seines Beleg-
patienten in demselben Fachgebiet 
wie er selbst tätig werden. Soweit 
die Entgelte leistungsgerecht sind, 
ist dies zulässig.

Beispiel D: Zwei Belegärzte eines 
Krankenhauses gleicher Fachrichtung 
behandeln ihre Patienten gemeinsam. 
Dies ist zulässig: Die Krankenhäuser 
sollen Belegärzten gleicher Fachrich-
tung die Möglichkeit geben, ihre 
Patienten gemeinsam zu behandeln 
(kooperatives Belegarztwesen).

Beispiel E: Ein Belegkrankenhaus 
mit einer Fachabteilung „Chirurgie“ 
lässt durch einen hinzugezogenen 
niedergelassenen Neurochirurgen 
Bandscheibenoperationen durchfüh-
ren. Das ist zulässig. Einem Beleg-
krankenhaus muss es möglich sein, 
seine Leistungsfähigkeit durch einen 
Kooperationsvertrag mit einem 
niedergelassenen Arzt zu optimieren.

Belegarzt § 18 Krankenhausentgeldgesetz, § 121 SGB V, § 40 BMV–Ä

Durch ein oben beschriebenes Belegarzt-
verhältnis entstehen weder dem Kran-
kenhaus noch dem Belegarzt ungerecht-
fertigte Vorteile oder den Krankenkassen 
Nachteile. Das Recht der Patienten 
auf eine freie Arztwahl wird durch die 
belegärztliche Tätigkeit nicht beeinträch-
tigt. Die stationäre Weiterbehandlung 
im Krankenhaus durch den Belegarzt ist 
vielmehr systemimmanenter Bestandteil 
der belegärztlichen Versorgung.



Das Krankenhaus kann die vor- oder nach-
stationäre Behandlung auch durch hierzu 
ausdrücklich beauftragte niedergelassene 
Vertragsärzte in den Räumen des Kran-
kenhauses oder der Arztpraxis erbringen 
(vergleiche Paragraf 115a SGB V). 
 
Diese von den Vertragsärzten durchgeführ-
ten Leistungen sind nicht Gegenstand der 
vertragsärztlichen Versorgung, sondern 
müssen unmittelbar vom Krankenhaus 
vergütet werden. Bei diesen Kooperationen 
ist das Verbot der Zuweisung gegen Entgelt 
zu beachten, das heißt der Vertragsarzt hat 
allein aufgrund medizinischer Erwägungen 
im Interesses des Patienten zu entscheiden. 
Es gilt nicht als Zuweisung gegen Entgelt, 
wenn die Vergütung für tatsächlich erbrach-
te, bislang nicht vergütete Leistungen in 
angemessener Höhe gezahlt wird. Dies ist 
im Einzelfall zu prüfen. Indikatoren für eine 
angemesse Vergütung sind unter anderem 
die Gebührenordnungen (zum Beispiel 
GOÄ, EBM). Auch eine Vergütung nach 
Zeit bzw. ein prozentualer Anteil nach 
Fallpauschale kann eine angemessene 
Vergütung abbilden. 
 
Der Vertragsarzt muss sich im Übrigen 
bereit erklären, nicht nur die von ihm einge-
wiesenen Patienten vor- oder nachstationär 
zu behandeln. Er ist darüber hinaus ver-
pflichtet, den Patienten darüber aufzuklä-
ren, dass er einen Kooperationsvertrag mit 
dem Krankenhaus abgeschlossen hat und 
für das Krankenhaus tätig ist. Ferner muss 
er dem Patienten die Möglichkeit geben, 
auch ein anderes Krankenhaus zu wählen. 
Prästationäre Leistungen erfolgen immer 
nach der Einweisung des Vertragsarztes. 
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	 Unzulässig

Beispiel A: Ein Krankenhaus ge-
währt niedergelassenen Vertragsärz-
ten eine Zuweiserpauschale in Höhe 
von 52 Euro. Dies ist unzulässig: 
Krankenhäuser dürfen weder den 
Vertragsärzten für die Einweisung 
von Patienten ohne angemessene 
Gegenleistung Vorteile gewähren, 
noch dürfen Vertragsärzte als Gegen-
leistung für die Einweisung die Beauf-
tragung zur Durchführung der vor- 
und nachstationären Behandlung 
vom Krankenhaus fordern.

Beispiel B: Das Krankenhaus lässt 
die Patienten regelmäßig im Rahmen 
einer vorstationären Behandlung 
beim Vertragsarzt behandeln. Dies ist 
unzulässig: Erfolgt eine regelmäßige 
Behandlung der Patienten vor der 
stationären Behandlung beim Ver-
tragsarzt, so spricht das dafür, dass 
die besonderen Einrichtungen und 
Möglichkeiten des Krankenhauses 
nicht erforderlich sind und dass es 
sich um eine ambulante Behandlung 
und nicht um eine vorstationäre 
Versorgung handelt.

Beispiel C: Ein Vertragsarzt veran-
lasst regelmäßig, dass seine Patienten 
sich nach der vertragsärztlich erbrach-
ten Operation in einer Privatklinik 
mindestens eine Nacht behandeln 
lassen. Das ist unzulässig: In diesem 
Fall handelt es sich insgesamt um 
keine ambulante, sondern eine sta-
tionäre Behandlung.

Beispiel D: Das Krankenhaus 
bietet niedergelassenen Ärzten den 
Abschluss eines Vertrages über eine 
sogenannte „sektorenübergreifende 
Versorgung“ an. Den niedergelas-
senen Ärzten wird dabei für eine 
(angeblich) durchgeführte prä- und 
poststationäre Behandlung gestaffelt 
nach Art der durchgeführten Opera-
tion ein Pauschalentgelt angeboten. 
Das ist unzulässig.

	 zulässig

Beispiel A: Das Krankenhaus 
beauftragt einen niedergelassenen 
Vertragsarzt zur vor- und nachstatio-
nären Behandlung in den Räumen 
des Krankenhauses. Dies ist zulässig. 

Beispiel B: Das Krankenhaus 
beauftragt den Vertragsarzt zur vor- 
und nachstationären Behandlung in 
den Räumen der Arztpraxis. Dies ist 
zulässig: Die vor- und nachstationäre 
Behandlung darf nicht nur in den 
Räumen des Krankenhauses, sondern 
auch in der Arztpraxis des Vertrags-
arztes durchgeführt werden.

Prä- und  poststationäre Behandlung § 115a SGB V Der prä- und poststationären 
Behandlung durch den nieder-
gelassenen Vertragsarzt muss eine 
ausdrückliche Beauftragung durch 
das Krankenhaus zugrunde liegen 
(Paragraf 115a Abs. 1 S.2 SGB V). 
Diese Beauftragung muss schriftlich 
und bevor der Vertragsarzt tätig 
wird erfolgen.



	 Unzulässig

Beispiel A: Das Krankenhaus lässt 
ambulante Operationen außerhalb 
des Krankenhauses durch einen Ver-
tragsarzt durchführen, der die ge-
samte Organisation übernimmt. Die 
Leistung wird durch das Kranken-
haus abgerechnet und der Vertrags-
arzt erhält ein pauschales Honorar. 
Hierbei handelt es sich um eine un-
zulässige örtliche Verlagerung, um 
Honorarbegrenzungen zu umgehen, 
und nicht um eine Behandlung im 
Krankenhaus. Das Krankenhaus ist 
nur „pro forma“ Leistungserbringer.

	 zulässig

Beispiel A: Das Krankenhaus führt 
eine ambulante Operation unter 
Beteiligung eines niedergelassenen 
Vertragsarztes durch, ohne dass 
dieser im Krankenhaus angestellt 
ist. Das ist zulässig.

	 zulässig

Beispiel A: In dem Integrations-
vertrag wird vereinbart, dass 
zuweisende Vertragsärzte für die 
postoperative Betreuung eine 
Pauschale erhalten.

Das im Paragraf 31 der MBO 
und im Paragraf 73 Abs. 7 SGB V 
geregelte Verbot der unerlaubten 
Zuweisung ist auch bei Integrations-
verträgen zu beachten. Es ist jedoch 
möglich, aus der Vergütung im Rah-
men des Integrationsvertrages auch 
die Leistungen anderer Ärzte, die 
nicht am Vertrag teilnehmen, zu 
honorieren (Paragraf 140c Abs. 1 
Satz 3 SGB V). Auch hier gilt: Solan-
ge dem Honorar des Dritten eine 
äquivalente Gegenleistung gegen-
übersteht, ist die Zahlung zulässig.

Ambulante Operationen und 
stationsersetzende Leistungen  § 115b SGB V 

Integrierte Versorgung  
§ 140a Abs. 1 SGB V

Durch das GKV-Versorgungsstrukturgesetz 
wurde in Paragraf 115b SGB V klargestellt, 
dass ambulante Operationen auch auf der 
Grundlage einer vertraglichen Zusammen-
arbeit von niedergelassenen Vertragsärzten 
im Krankenhaus erbracht werden können. 
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Durch das Versorgungsstrukturgesetz 
(VStG) wurden die vertragsärztliche Berufs-
ausübung weitergehend flexibilisiert und 
die zeitlichen Grenzen für Nebenbeschäf-
tigungen von Vertragsärzten gelockert 
(Paragraf 20 Ärzte-ZV). Bislang waren 
neben einer vollen vertragsärztlichen Zulas-
sung weitere Tätigkeiten in einem zeitlichen 
Umfang von bis zu 13 Stunden wöchentlich 
zulässig. Diese zeitlichen Grenzen gelten 
mit der Neuregelung nicht mehr. 

Gleichzeitige Tätigkeit als Krankenhausarzt und Vertragsarzt  
§ 20 Zulassungsverordnung für Vertragsärzte Ärzte-ZV
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Entscheidend ist, ob der Vertragsarzt 
trotz der Nebentätigkeit noch in der Lage 
ist, der vertragsärztlichen Versorgung zur 
Verfügung zu stehen und Sprechstunden zu 
den in der vertragsärztlichen Versorgung 
üblichen Zeiten anzubieten.

	 zulässig

Beispiel A: Das Krankenhaus 
schließt mit dem Vertragsarzt 
einen Konsiliararztvertrag, der 
nicht nur die gelegentliche Bera-
tung der Krankenhausärzte um-
fasst, sondern auch regelmäßige 
Operationen. Diese Tätigkeit war 
früher unzulässig. Seit der Ände-
rung zum 1. Januar 2007 ist die 
gleichzeitige Tätigkeit im Kranken-
haus und der vertragsärztlichen 
Tätigkeit erlaubt.

Beispiel B: Ein Vertragsarzt arbei-
tet neben seiner vertragsärztlichen 
Tätigkeit mehr als 13 Stunden im 
Krankenhaus. Eine solche Neben-
tätigkeit ist zulässig, solange der 
Vertragsarzt den Versicherten in 
dem seinem Versorgungsauftrag 
entsprechenden Umfang persönlich 
zur Verfügung steht und Sprech-
stunden zu den in der vertrags-
ärztlichen Versorgung üblichen 
Zeiten anbietet.



Verfahren und Folgen

Strafrechtliche VerstöSSe  

Nach der Entscheidung des Bundesge-
richtshofs vom 29. März 2012 ist die 
Annahme von Geschenken der Pharma-
industrie durch Vertragsärzte als Gegen-
leistung für die Verordnung von Medika-
menten nicht strafbar, da es sich beim 
Arzt weder um einen Amtsträger noch 
um einen Beauftragten der Krankenkas-
sen handelt. 

Allerdings bleibt es dabei, dass sich der 
Vertragsarzt auch nach anderen Vor-
schriften des Strafgesetzbuches strafbar 
machen kann. Dies betrifft vor allem die 
Strafbarkeit wegen Betrugs – insbeson-
dere die Fälle des Abrechnungsbetrugs –,
für die eine Freiheitsstrafe bis zu fünf 
Jahren oder eine Geldstrafe verhängt 
werden können. Bei besonders schweren 
Fällen droht eine Freiheitsstrafe von bis 
zu zehn Jahren. 

Ein besonders schwerer Fall kann ins-
besondere dann vorliegen, wenn der 
Vertragsarzt einen Vermögensverlust 
großen Ausmaßes verursacht hat oder 
gewerbsmäßig handelt. Gewerbsmäßiges 
Handeln kann schon dann vorliegen, 
wenn sich der Arzt durch wiederholte 
Taten eine umfangreiche, dauerhafte 
Einnahmequelle verschaffen möchte. 
Dies wurde bisher bereits in Fällen von 
wiederholtem Abrechnungsbetrug durch 
Vertragsärzte angenommen.
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Berufsrechtliche VerstöSSe 

Die Musterberufsordnung für die in 
Deutschland tätigen Ärztinnen und Ärzte 
(MBO) und die Berufsordnungen der 
Ärztekammern enthalten Vorschriften 
zur Wahrung der ärztlichen Unabhängig-
keit bei der Zusammenarbeit mit Dritten.
So ist es Ärzten nicht gestattet, für die 
Zuweisung von Patienten oder Untersu-
chungsmaterial oder für die Verordnung 
oder den Bezug von Arznei- oder Hilfs-
mitteln oder Medizinprodukten ein Ent-
gelt oder andere Vorteile zu fordern, sich 
oder Dritten versprechen oder gewähren 
zu lassen oder selbst zu versprechen oder 
zu gewähren (nach Paragraf 31 MBO).  
Sie dürfen ihren Patienten nicht ohne 
hinreichenden Grund bestimmte Ärzte, 
Apotheken, Heil- und Hilfsmittelerbrin-
ger oder sonstige Anbieter gesundheit-
licher Leistungen empfehlen oder an 
diese verweisen. 

Zuwendungen sind immer dann unzu-
lässig, wenn der Eindruck erweckt wird, 
dass die Unabhängigkeit der ärztlichen 
Entscheidung dadurch beeinflusst wird. 
Die Zuwendung bei vertraglicher Zusam-
menarbeit ist in Praragraf 32 der Muster-
berufsordnung geregelt. Hier wird be-
stimmt, dass die Vergütung der Leistung 
entsprechen muss, wenn Ärzte für die 
Hersteller von Arznei- oder Hilfsmitteln 
oder Medizinprodukten tätig werden.
Den Umgang mit Verstößen gegen die in 

den Berufsordnungen festgeschriebenen 
Berufspflichten regeln die Heilberufs- 
und Kammergesetze der Länder. Danach 
besteht die Möglichkeit, dass die Ärzte-
kammer bei geringfügigen Verstößen 
eine Rüge ausspricht, die auch mit einem 
Ordnungsgeld verbunden sein kann.  
Ärzte, die ihre Berufspflichten verletzen, 
unterliegen zusätzlich der Berufsgerichts-
barkeit. Die Ausgestaltung ist durch 
die Landesgesetzgeber nicht einheitlich 
erfolgt. In der Regel kann in einem 
berufsgerichtlichen Verfahren erkannt 
werden auf Verwarnung, Verweis, Ent-
ziehung des passiven Berufswahlrechts, 
Geldbuße bis zu 50.000 Euro oder Fest-
stellung der Unwürdigkeit der Ausübung 
des Arztberufs. Die Berufsgerichte kön-
nen damit nicht die Berufsausübung 
untersagen. Dafür sind die Approba-
tionsbehörden zuständig.

Sozialrechtliche VerstöSSe  

Neben den berufsrechtlichen Verstößen 
kommen für den Vertragsarzt auch 
vertragsärztliche Konsequenzen einer 
Pflichtverletzung in Betracht. So ist im 
Sozialgesetzbuch ausdrücklich geregelt, 
dass Vertragsärzte, die unzulässige Zu-
wendungen fordern oder annehmen oder 
Versicherte zur Inanspruchnahme einer 
privatärztlichen Versorgung anstelle der 
ihnen zustehenden Leistung der gesetzli-
chen Krankenversicherung beeinflussen, 
gegen ihre vertragsärztlichen Pflichten 

verstoßen (Paragraf 128 Abs. 5 a SGB V). 
Vertragsärzte dürfen sich für die Zu-
weisung von Versicherten kein Entgelt 
oder sonstige wirtschaftlichen Vorteile 
versprechen oder gewähren lassen oder 
selbst versprechen oder gewähren 
(Paragraf 73 Abs. 7 SGB V). Die Kas-
senärztlichen Vereinigungen können 
Verstöße gegen die vertragsärztlichen 
Pflichten nach ihren Satzungsregelungen 
ahnden: Mit einer Verwarnung, einem 
Verweis, einer Geldbuße oder mit der 
Anordnung des Ruhens der Zulassung 
oder der vertragsärztlichen Beteiligung 
bis zu zwei Jahren. Das Höchstmaß der 
Geldbußen kann bis zu 10.000 Euro 
betragen. Darüber hinaus kann eine 
gröbliche Verletzung der vertragsärztli-
chen Pflichten auch zu einer Entziehung 
der Zulassung der vertragsärztlichen 
Versorgung führen. Für die Entziehung 
der Zulassung ist der Zulassungsaus-
schuss zuständig.
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Ärztliche 
Unabhängigkeit 
§ 30  

„Ärztinnen und Ärzte sind verpflichtet, in 
allen vertraglichen und sonstigen berufli-
chen Beziehungen zu Dritten ihre ärztliche 
Unabhängigkeit für die Behandlung der 
Patientinnen und Patienten zu wahren.“

Unerlaubte 
Zuweisung 
§ 31 

„(1) Ärztinnen und Ärzten ist es nicht 
gestattet, für die Zuweisung von Patien-
tinnen und Patienten oder Untersuchungs-
material oder für die Verordnung oder 
den Bezug von Arznei- oder Hilfsmitteln 

Paragrafen gegen unzulässige 

Zusammenarbeit 

Für die Zusammenarbeit von Vertragsärzten mit Anbietern von Hilfs- und Heilmitteln, Krankenhäusern oder  

der Pharmaindustrie gibt es klare Spielregeln. Sowohl das Berufsrecht als auch das Sozialrecht enthalten 

ausreichend Vorschriften zur Wahrung der ärztlichen Unabhängigkeit. Dabei sind die sozialrechtlichen  

Regelungen in diesem Bereich enger und strenger als einzelne berufsrechtliche Vorschriften. Sie sind deshalb  

für Vertragsärzte vorrangig. Nachfolgend finden Sie alle wichtigen Paragrafen im Berufsrecht und im Sozial- 

recht zusammengestellt und kurz erläutert.

Vorschriften des Berufsrechts 

Grundlagen des ärztlichen Berufs-
rechts sind die Musterberufsordnung 
für Ärzte (MBO-Ä) sowie die Berufs-
ordnungen der Ärztekammern. Die 
entscheidenden Regelungen zur Wah-
rung der ärztlichen Unabhängigkeit 
bei der Zusammenarbeit mit Dritten 
finden sich im vierten Abschnitt der 
MBO-Ä (Paragrafen 30 bis 33).

oder Medizinprodukten ein Entgelt oder 
andere Vorteile zu fordern, sich oder 
Dritten versprechen oder gewähren zu 
lassen oder selbst zu versprechen oder 
zu gewähren. 

(2) Sie dürfen ihren Patientinnen und Pati-
enten nicht ohne hinreichenden Grund be-
stimmte Ärztinnen oder Ärzte, Apotheken, 
Heil- und Hilfsmittelerbringer oder sons-
tige Anbieter gesundheitlicher Leistungen 
empfehlen oder an diese verweisen.“

Darüber hinaus regeln die Paragrafen 32 
und 33 der Musterberufsordnung weitere 
Fälle unerlaubter Zuwendungen, auch 
im Zusammenhang mit einer Fortbildung 
und der vertraglichen Zusammenarbeit 
mit Herstellern von Arzneimitteln, Hilfs-
mitteln oder Medizinprodukten (zum 
Beispiel Anwendungsbeobachtungen).

Mehr Informationen
  Eine Interpretationshilfe für die 

Vorschriften der MBO-Ä bieten die 
Hinweise und Erläuterungen der 
Bundesärztekammer „Wahrung der 
ärztlichen Unabhängigkeit – Umgang 
mit der Ökonomisierung des Gesund-
heitswesens“. 
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Verbot der Zuweisung 
gegen Entgelt
§ 73 Abs. 7 / § 128 Abs. 5a

Paragraf 73 Abs. 7: „Es ist Vertragsärzten 
nicht gestattet, für die Zuweisung von 
Versicherten ein Entgelt oder sonstige 
wirtschaftliche Vorteile sich versprechen 
oder sich gewähren zu lassen oder selbst 
zu versprechen oder zu gewähren. § 128 
Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend.“

Paragraf 128 Abs. 5a: „Vertragsärzte, 
die unzulässige Zuwendungen fordern 
oder annehmen oder Versicherte zur 
Inanspruchnahme einer privatärztlichen 
Versorgung anstelle der ihnen zustehen-
den Leistung der gesetzlichen Krankenver-
sicherung beeinflussen, verstoßen gegen 
ihre vertragsärztlichen Pflichten.“

Erläuterung
Die sozialrechtlichen Vorschriften zum 
Verbot der Zuweisung gegen Entgelt 
orientieren sich an der Musterberufsord-
nung, die ebenfalls die Zuweisung gegen 
Entgelt verbietet. Um die therapeutische 
Unabhängigkeit der Vertragsärzte bei der 
Behandlung gesetzlich Versicherter zu 
wahren, hat der Gesetzgeber die Regelun-
gen verschärft: Seit dem Jahr 2012 gibt 
es zusätzlich den Paragrafen 73 Abs. 7. 
Der alte Paragraf 128 SGB V, der die 
Verordnung und den Bezug von Arznei-, 
Heil- und Hilfsmitteln sowie Medizin-
produkten gegen Entgelt verbietet, 
wurde erweitert.

Vorschriften des Sozialrechts

Das Sozialgesetzbuch V (SGB V) 
enthält eine Fülle von Regelungen, 
die die Zusammenarbeit im Gesund-
heitswesen bestimmen. Sie garantieren, 
dass Vertragsärzte ihre Unabhängigkeit, 
zum Beispiel gegenüber der Pharma-
industrie, bewahren. Maßgeblich sind 
die gesetzlichen Verbote der Zuweisung 
gegen Entgelt und der unzulässigen 
Zusammenarbeit von Ärzten mit 
Anbietern von Hilfs- und Heilmitteln.

Unzulässige 
Zusammenarbeit
§ 128

Bei dieser gesetzlichen Regelung geht es 
um die Zusammenarbeit von Ärzten, 
Hilfsmittel- und Heilmittelanbietern 
sowie Arznei- und Medizinprodukteher-
stellern und -lieferanten. Paragraf 128 
Abs. 1 SGB V regelt die grundsätzliche 
Unzulässigkeit der Abgabe von Hilfsmit-
teln über Depots bei Vertragsärzten, 
Krankenhäusern und anderen medizini-
schen Einrichtungen. Die Gewährung 
wirtschaftlicher Vorteile an Ärzte bei 
der Hilfsmittelversorgung ist verboten 
(Abs. 2). Das Zuwendungsverbot gilt 
auch für die Versorgung mit Arzneimit-
teln und für Verordnungen im Rahmen 
der ambulanten spezialfachärztlichen 
Versorgung (Paragraf 128 Abs. 6).

Zusammengefasst enthält der Paragraf 
128 SGB V vier Verbote:

Depotverbot

Beteiligungsverbot

Zuwendungsverbot

Verbot der Zahlung von indivi-
duellen Gesundheitsleistungen

Depotverbot 
für Hilfsmittel
§ 128 Abs. 1

Vertragsärzte dürfen keine Hilfsmittel 
vorrätig halten, die sie zu Lasten der 
gesetzlichen Krankenversicherung an 
ihr Patienten abgeben. Die Abgabe von 
Hilfsmitteln über Depots bei Vertragsärz-
ten ist unzulässig, soweit es sich nicht um 
Hilfsmittel handelt, die zur Versorgung 
in Notfällen benötigt werden. Dies sind 
zum Beispiel Gehstützen und bestimmte 

Bandagen, die der Patient sofort benötigt. 
Mit dem Depotverbot will der Gesetzge-
ber erreichen, dass Versicherte selbst 
auswählen können, wo sie Hilfsmittel 
beziehen. Produktmuster oder sonstige 
Test- und Vorführgeräte, die den Versi-
cherten nicht überlassen werden, fallen 
nicht unter das Depotverbot. Ebenfalls 
nicht erfasst sind Körperersatzstücke, die 
der Arzt im Rahmen einer Behandlung 
verbraucht oder implantiert. Für diese 
Produkte ist somit eine Bevorratung und 
Verwendung im Rahmen eines Depots 
weiterhin zulässig.

Zuwendungsverbote 
bei hilfsmitteln
§ 128 Abs. 2

Der Paragraf 128 Abs. 2 des SGB V 
beinhaltet drei Formen des Zuwen-
dungsverbots: 

Paragraf 128 Abs. 2 Satz 1: „Leistungser-
bringer dürfen Vertragsärzte sowie Ärzte 
in Krankenhäusern und anderen medizini-
schen Einrichtungen nicht gegen Entgelt 
oder Gewährung sonstiger wirtschaft-
licher Vorteile an der Durchführung der 
Versorgung mit Hilfsmitteln beteiligen 
oder solche Zuwendungen im Zusammen-
hang mit der Verordnung von Hilfsmitteln 
gewähren…“

Erläuterung
Einrichtungen wie Sanitätshäuser,  
die Hilfsmittel abgeben und diese den 
gesetzlichen Krankenkassen in Rech-
nung stellen, dürfen Vertragsärzten  
keine wirtschaftlichen Vorteile für die 
Verordnung bieten.

Paragraf 128 Abs. 2 Satz 2: „…Unzulässig 
ist ferner die Zahlung einer Vergütung für 
zusätzliche privatärztliche Leistungen, die 
im Rahmen der Versorgung mit Hilfsmit-
teln von Vertragsärzten erbracht werden, 
durch Leistungserbringer….“
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Erläuterung
Hilfsmittelerbringer dürfen dem Arzt  
für eine privatärztliche Leistung, die er 
im Zusammenhang mit einer Verord-
nung ausführt, keine Vergütung zahlen. 
Beispiel: Ein Arzt nimmt bei seinem 
Patienten einen Ohrabdruck, auf den  
der Akustiker für die Ausfertigung eines 
passgenauen Hörgeräts zurückgreift. 

Paragraf 128 Abs. 2 Satz 3: „… Unzulässige 
Zuwendungen im Sinne des Satzes 1 sind 
auch die unentgeltliche oder verbilligte 
Überlassung von Geräten und Materialien 
und Durchführung von Schulungsmaßnah-
men, die Gestellung von Räumlichkeiten 
oder Personal oder die Beteiligung an den 
Kosten hierfür sowie Einkünfte aus Betei-
ligungen an Unternehmen von Leistungs-
erbringern, die Vertragsärzte durch ihr 
Verordnungs- oder Zuweisungsverhalten 
selbst maßgeblich beeinflussen.“

Erläuterung
Vertragsärzte dürfen sich nicht an 
Unternehmen beteiligen, die durch ihr 
Verordnungs- oder Zuweisungsverhalten 
maßgeblich beeinflusst werden. Das 
Verbot zielt insbesondere auf den soge-
nannten verkürzten Versorgungsweg. 
Hierbei erhält der Arzt im Zusammen-
hang mit der Hilfsmittelversorgung 
gesonderte Vergütungen vom Hersteller. 
Weitergehende Konstrukte wie gesell-
schaftsrechtliche Beteiligungsmodelle 
sind ebenfalls verboten.

Zuwendungsverbot 
bei Arzneimitteln
§ 128 Abs. 6 in Verbindung 
mit §§ 31, 116b Abs. 7

Das Zuwendungsverbot gilt auch für die 
Versorgung mit Arzneimitteln sowie für 
die spezialfachärztliche Versorgung nach 
Paragraf 116 b. Der Paragraf 128 Abs. 6 
enthält dazu eine sogenannte „Pharma-
klausel“. Die Verbote gelten sowohl zwi-
schen pharmazeutischen Unternehmern, 
Apotheken, pharmazeutischen Groß-
händlern und sonstigen Anbietern von 
Gesundheitsleistungen als auch jeweils 
gegenüber Vertragsärzten, Krankenhaus-
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ärzten und Krankenhausträgern. Somit 
richtet sich das Gesetz auch und gerade 
an diejenigen, die berufswidriges Ver-
halten der Ärzte initiieren oder unter-
stützen und sich auf diese Weise Wett-
bewerbsvorteile verschaffen.

Mitwirkung an der 
Hilfsmittelversorgung 
bei Verträgen mit 
Krankenkassen
§ 128 Abs. 4

Vertragsärzte dürfen an der Versor-
gung der Versicherten mit Hilfsmitteln 
mitwirken, soweit eine entsprechende 
Vereinbarung mit den Krankenkassen 
besteht. Die dort vereinbarte Mitwirkung 
muss berufs- und wettbewerbsrechtlich 
zulässig sein. Ein Anspruch auf Vertrags-
abschluss besteht aber nicht.

Umgehungsverbot bei 
TEilberufsausübungs-
gemeinschaften
§ 33 Abs. 2 Satz 3 Ärzte-ZV

Die gemeinsame Berufsausübung bezo-
gen auf einzelne Leistungen ist zulässig, 
sofern diese nicht einer Umgehung des 
Verbots der Zuweisung gegen Entgelt 
oder sonstigen wirtschaftlichen Vorteile 
dient. Das sieht der Paragraf 33 Abs. 2 
Satz 3 der Ärzte-Zulassungsverordnung 
(Ärzte-ZV) vor. Eine solche Umgehung 
liegt zum Beispiel vor, wenn sich der Bei-
trag des Arztes auf Leistungen beschränkt, 
die er auf Veranlassung der Praxiskolle-
gen erbringt, oder die Gewinnbeteiligung 
ohne Grund abweichend vom Anteil der 
persönlichen Leistungen erfolgt.

Kooperationsformen 
mit zulässigen 
Vergütungsabsprachen
§ 115A, § 115B 

Mit dem Versorgungsstrukturgesetz hat 
der Gesetzgeber klargestellt, dass Koope-
rationen im Rahmen der vor- und nach-
stationären Behandlung im Krankenhaus 

und der ambulanten Operationen  
(Paragrafen 115a, 115b SGB V) erlaubt 
sind. Bis dahin war umstritten, inwieweit 
niedergelassene Vertragsärzte in den 
Versorgungsauftrag des Krankenhauses 
einbezogen werden können, wenn sie  
die Behandlung in ihren Praxen durch-
führen. So ist es zulässig, dass niederge-
lassene Ärzte in ihrer Praxis für das 
Krankenhaus vor- und nachstationäre 
Leistungen erbringen. Ebenso ist klar-
gestellt, dass Vertragsärzte bei ambulan-
ten Operationen des Krankenhauses 
hinzugezogen werden können. 

Die Klarstellungen führen dazu, dass eine 
Kooperation zwischen Vertragsarzt und 
Krankenhaus auf diesem Feld rechtssicher 
möglich ist. Die Kassenärztliche Bundes-
vereinigung wird dazu noch konkrete 
Rahmenvereinbarungen mit dem GKV-
Spitzenverband und der Deutschen 
Krankenhausgesellschaft abschließen. 

§ 73c SGB V 

Kooperationsabsprachen zwischen nieder-
gelassenen Vertragsärzten und Kranken-
häusern sind auch im Zusammenhang 
mit Versorgungsformen der integrierten 
Versorgung und der spezialisierten 
fachärztlichen Versorgung erlaubt.



Weitere Formen der Zusammenarbeit

Zur Stärkung des Wettbewerbs im Gesundheitswesen hat der Gesetzgeber 
verschiedene Steuerungsmechanismen auch in das Leistungserbringungs-
recht eingeführt. Solche Regelungen wie Rabatt- und Bonusregelungen  
sollen das Verhalten medizinischer Dienstleister beeinflussen und ökono-
mische Anreize setzen. Hier können Konflikte zwischen den Anreizsystemen 
des SGB V und insbesondere dem Verbot der Zuweisung gegen Entgelt 
entstehen. Der Arzt ist sowohl an die wettbewerbsfördernden Vorschriften 
des SGB V als auch an das Verbot der Zuweisung gegen Entgelt gebunden. 
Ob eine unzulässige Zuweisung gegen Entgelt oder eine wünschenswerte 
Kooperation vorliegt, bemisst sich im Einzelfall nach der konkreten Aus-
gestaltung des Vertrages. Richtschnur muss bei der Bewertung stets der 
Schutzzweck der Verbotsnorm sein. Im Zweifel sollte eine Auskunft der 
Kassenärztlichen Vereinigung oder der Clearingstelle eingeholt werden. 

Was machen die Clearingstellen?

Unzulässige Kooperationen zwischen Kranken-
häusern und niedergelassenen Ärzten sorgten 
im Jahr 2009 für Schlagzeilen in den Medien. Von 
sogenannten „Zuweiserprämien“ war die Rede. 
Die Bundesärztekammer, die Kassenärztliche Bun-
desvereinigung und die Deutsche Krankenhausgesell-
schaft haben Empfehlungen zur Bildung gemeinsamer 
Clearingstellen ausgesprochen. Die Clearingstellen 
haben die Aufgabe, Kooperationen zwischen nieder-
gelassenen Ärzten und Krankenhäusern rechtlich zu 
bewerten. Auch Ärzte können sich an die Clearing-
stellen wenden, wenn sie Zweifel zum Beispiel an 
der Zulässigkeit eines Kooperationsvertrages haben.

Heilmittelwerbegesetz 

Nach dem Heilmittelwerbegesetz ist 
es prinzipiell untersagt, Zuwendungen 
und sonstige Werbegaben anzubieten, 
anzukündigen oder zu gewähren bezieh-
ungsweise für Fachkreise anzunehmen 
(Paragraf  7 Abs. 1 Satz 1). Zu den Fach-
kreisen gehören insbesondere nieder-
gelassene Ärzte, angestellte Ärzte im 
Krankenhaus und die Krankenhausein-
richtung selbst. Die Vorschrift betrifft 
vor allem die Praxis, wonach die Arznei-
mittel- und Medizinprodukteanbieter 
bei der Beschaffung medizinischer 
Geräte und Einrichtungen Praxen und 

Weitere gesetzliche Regelungen 

Neben der Musterberufsordnung für 
Ärzte und dem Sozialgesetzbuch V gibt 
es weitere Regelungen, die das Zusam-
menwirken von Ärzten, Apothekern, 
Physiotherapeuten oder Herstellern von 
Arznei- und Hilfsmitteln bestimmen. 
Dazu gehören das Heilmittelwerbege-
setz (HWG) und das Gesetz gegen den 
unlauteren Wettbewerb. 

Kliniken die benötigten Apparate 
zunächst kostenlos oder vergünstigt zur 
Verfügung stellen. Die Refinanzierung 
erfolgt dann durch die langfristige 
Abnahme von Präparaten (Arzneimittel 
oder Medizinprodukte), die zumeist 
auch bei dem Betrieb der gestellten 
Geräte benötigt werden. Diese Vertriebs-
praxis wird als Kopplungsvereinbarung 
bezeichnet. Da sozialrechtliche Vor-
schriften (hier das Zuwendungsverbot 
nach Paragraf 128 SGB V) vorrangig 
sind, sind solche Vereinbarungen 
grundsätzlich unzulässig.

Gesetz gegen unlauterEn 
Wettbewerb

Verstöße gegen Paragraf 128 SGB V kön-
nen zugleich Verstöße gegen das Gesetz 
gegen den unlauteren Wettbewerb sein. 
Dies gilt insbesondere für das Verbot 
der Zuweisung gegen Entgelt, weil es 
sich insoweit auch um eine Marktver-
haltensregel im Sinne des Wettbewerbs-
rechts handelt.

Mehr Informationen
 „Die berufs- und sozialrechtliche 

Regelung der Interessenskonflikte“, 
ein Beitrag von RA Horst Dieter 
Schirmer, Justitiar und Leiter der 
Stabsabteilung „Grundsatz und 
Ausgestaltung der vertragsärztlichen 
Versorgung (GAV)“ der KBV, unter 
www.kbv.de
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